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Rechte der Arbeitnehmer/ -innen in der Insolvenz 

Grundsätzlich bleibt auch bei der Insolvenz des Arbeitgebers das Arbeitsverhältnis bestehen. Das Arbeitsrecht gilt nach wie vor.

Kündigung:
Es gilt der allgemeine Kündigungsschutz. Eine ordentliche Kündigung kann grundsätzlich also nur dann ausgesprochen werden, wenn hierfür ein betriebs-, personen- oder verhaltensbedingter Kündigungsgrund vorliegt. Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens allein rechtfertigt eine betriebsbedingte Kündigung nicht. Allerdings beträgt die Kündigungsfrist maximal drei Monate zum Monatsende. Ist eine kurze Kündigungsfrist verbindlich (aus Arbeitsvertrag oder Tarifvertrag) gilt diese. Auch hier gilt: Die Klage gegen die Kündigung muß innerhalb von 3 Wochen nach Zugang der Kündigung erhoben werden.

Ansprüche auf Arbeitsentgelt:
Entscheidend ist, wann die Ansprüche auf Arbeitsentgelt entstanden sind. Ansprüche auf rückständiges Arbeitsentgelt aus der Zeit vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens sind einfache Insolvenzforderungen. Hier wird oft nur eine Quote ausgezahlt werden. Allerdings haben die Arbeitnehmer/- innen für die drei Monate vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens ggf. einen Anspruch auf Insolvenzgeld gegen das Arbeitsamt.
Entgeltforderungen für die Zeit nach Verfahrensöffnungen werden bevorzugt befriedigt. Sie sind sogenannte Masseverbindlichkeiten. Dies gilt auch dann, wenn der Insolvenzverwalter die Arbeitsleistung nicht in Anspruch nimmt und die Arbeitnehmer nach der Kündigung freistellt.

Abfindung:
Eine Abfindung wird nur dann gezahlt, wenn es einen Betriebsrat gibt, der einen Sozialplan mit dem Arbeitgeber abgeschlossen hat. Dies gilt auch im Fall der Insolvenz. Feste Vorgaben für die Höhe einer Abfindung gibt es nicht. Sozialpläne aus den letzten drei Monaten vor dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens können allerdings vom Insolvenzverwalter oder dem Betriebsrat widerrufen werden. Ansprüche aus einem Sozialplan vor der Verfahrenseröffnung sind nach der Insolvenzordnung leider nicht bevorzugt. Das bedeutet, daß hier gegebenfalls nur ein Bruchteil der Sozialplanabfindung  zur Auszahlung kommt.f:\\eurodata\\speech\\Malottke\\D0006659.wav|NET6659
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